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DerFremdsprachenstreit
wird jetzt ausgetragen

Kantonsrat Eine oder zwei Fremdsprachen auf der Primarstufe?Der Kantonsrat wird sich nach langer
Verzögerung endlichmit dieser Frage beschäftigen. In letzterMinute taucht noch eine ganz neue Idee auf.

Ismail Osman
ismail.osman@luzernerzeitung.ch

Der sogenannte Sprachenstreit
ist längst ein schweizweites Poli­
tikum. ImKerngeht esdarum,ob
weiterhin sowohl Französisch als
auch Englisch auf der Primar­
stufe unterrichtetwerden sollen.
Gerade in Bezug auf das Früh­
französisch wurde die Debatte
bisweilen sehr polemisch ge­
führt.Manche sehendabeinichts
Geringeres als den «nationalen
Zusammenhalt» gefährdet.

Auch imKantonLuzernwird
seit Jahren über den Fremdspra­
chenunterricht diskutiert.Grund
dafür ist eine Volksinitiative, die
im Jahr 2014 mit über 7000
Unterschriften (4000wärennö­
tig gewesen) zu Stande kam. An
derkommendenKantonsratsses­
sion vom30. und31. Januar berät
der LuzernerKantonsrat die Ini­
tiative «Eine Fremdsprache auf
der Primarstufe».

Wiewirdheute unterrichtet?
Derzeitwird abder 3. Primarstu­
fe Französischundabder 5. Eng­
lisch unterrichtet. Das Konzept
stammtvonder Schweizerischen
Konferenzder kantonalenErzie­
hungsdirektoren (EDK).DieEin­
führungdes 3/5-Modells imKan­
ton Luzern begann 2006 und
war im Sommer 2011 abge­
schlossen.

Was fordert die Initiative?
Die Initiative «Eine Fremdspra­
che auf der Primarstufe» ver­
langt, dass der Unterricht der
zweiten Fremdsprache erst auf
der Sekundarstufe beginnt. Die
Initiative lässt allerdings offen,

ob künftig nur noch Französisch
oder Englisch auf der Primar­
stufe unterrichtet werden soll.

Wer steht dahinter?
Ein äusserst breit abgestütztes
Komitee, bestehend aus aktuel­
len und ehemaligen Kantonsrä­
ten aus CVP, SVP, FDP, SP und
GLP wie auch aus Mitgliedern
des Luzerner Lehrerinnen­ und
Lehrerverbands und Vertretern
aus der Privatwirtschaft.

Wieso wird die Initiative erst
jetzt behandelt?
Faktischbehandelt derKantons­
rat die Initiative bereits zum
zweitenMal. Ursprünglich woll­
te dieRegierungdie Initiative je­
doch für ungültig erklären lassen
und nicht inhaltlich behandeln.
Dies unter anderem auch des­
halb, weil die Initiative offen­
lässt, welche Fremdsprache
künftig noch auf der Primarstufe
unterrichtet werden soll. Der
Kantonsrat ist diesemAntrag im
Dezember 2015 allerdings nicht
gefolgt.Mit 112:0 Stimmenwur­
dedie Initiative für gültig erklärt
und das Geschäft an die Regie­
rung zurückgewiesen.

Was sind die Argumente der
Initianten?
Das Initiativkomiteebetont, dass
die erste Fremdsprache für Lu­
zerner SchülerinnenundSchüler
das«Hochdeutsch» ist. ZuGuns­
ten von Französisch und Eng­
lisch sei unter anderem auch
beim Deutschunterricht abge­
baut worden. Viele Lehrmeister
würden die ungenügenden
Kenntnisse heutiger Schulab­

gänger in der Erstsprache be­
mängeln. EinweiteresArgument
lautet, dass ein späterer Beginn
des Fremdsprachenunterrichts
keinen Nachteil bedeute. So sei
der Sprachunterricht auf der
Oberstufe viel effizienter. Ver­
wiesen wird auch auf das sehr
schwacheAbschneiden imFran­
zösisch bei Schulabgängern
(Ausgabevom9.Dezember). Zu­
dem benachteilige ein sprach­
lastiger Unterricht Knaben und
fremdsprachige Kinder.

Welche Position vertritt die
Regierung?
DieRegierung lehntdie Initiative
ohne Gegenvorschlag ab. Bil­
dungsdirektorRetoWyssunddie
Regierung stehen voll und ganz
zur Sprachenstrategie der EDK,
welche2004das3/5-Modell vor­
stellte. Die Regierung sieht die
Lösung der heute vorhandenen
Problemevor allem imLehrplan
21.Dieserwird abdemkommen­
den Schuljahr schrittweise ein­
geführt. Mit dem neuen Lehr­
plan wird auch eine neue Wo­
chenstundentafel eingeführt,
welche etwa die Französisch­
lektionen inder 5. und6. Primar­
klasse von zwei auf drei Lektio­
nen pro Woche erhöht. Damit
soll der Einstieg in die Sprache
erleichtert werden.

Darf Luzern einfach einen
eigenenWeggehen?
Die Luzerner Regierung warnte
wiederholt vor einerAbkehr vom
heutigen System, weil dies zu
einer Insellösung führen würde.
Manstrebe stattdesseneineHar­
monisierung mit den anderen
Kantonenan.Diese rückemitder

gesamtschweizerischen Einfüh­
rung des Lehrplans 21 auch in
greifbare Nähe. Das Initiativ­
komitee verweist hingegen auf
die Tatsache, dass das Luzerner
Stimmvolk2008einenBeitritt in
die interkantonale Vereinbarung
überdieHarmonisierungderob­
ligatorischen Schule (kurz Har­
mos­Konkordat) ablehnte. Man
seideshalb inderRegelungseiner
Sprachpolitik nicht gebunden.

Wie sieht es in den Nachbar-
kantonenaus?
IndenmeistenZentralschweizer
KantonenwirdEnglisch als erste
und Französisch als zweite obli­
gatorischeFremdspracheauf der
Primarstufe unterrichtet. Aus­
nahme ist Uri: Der Französisch­
unterricht startet dort erst abder
7. Klasse. Dafür ist Italienisch ab
dem5. SchuljahrWahlpflichtfach
(ab dem 7. Schuljahr nur noch
Wahlfach). Im Kanton Nidwal­
den forderte eine SVP-Initiative,
den Französischunterricht auf
die Sekundarstufe zu verschie­
ben. Im März 2015 wurde die
Initiative an der Urne jedoch
deutlich abgelehnt.

Was passiert, wenn die Initia-
tive angenommenwird?
GemässderRegierungwürdeein
Konzeptwechsel Kosten von to­
tal 8 bis 9Millionen Franken zur
Folge haben. Dies, weil, je nach­
dem, ob Französisch oder Eng­
lisch auf die Sekundarstufe ver­
schobenwürde, neueLehrmittel
erarbeitet und entsprechende
Weiterbildungen durchgeführt
werdenmüssten. Die Regierung
geht von rundvier Jahrenaus, um
diesen Konzeptwechsel zu voll­

ziehen.DieGegenseite zeigt kein
Verständnis dafür, dass ein Ver­
zicht auf den Unterricht einer
Fremdsprache zu Mehrkosten
führen soll.

Wannwird abgestimmt?
Dies hängt in erster Linie davon
ab, wie die Diskussion im Parla­
ment nächste Woche verläuft.
Vorausgesetzt, dasGeschäftwird
nicht an den Regierungsrat
zurückgewiesen, beispielsweise
mit der Forderung nach einem
Gegenvorschlag, so könnte es
im September zur Volksabstim­
mung kommen.

«Sprachen-Mix»
als Lösung?

Der Kantonsrat wird an seiner
nächsten Session über die
Fremdspracheninitiative beraten.
Vor diesem Hintergrund reicht
FDP-Kantonsrat Gaudenz Zemp
(FDP, St. Niklausen) einen Vor-
stoss ein. In seiner Anfrage will
Zemp wissen, ob ein gemischtes
Unterrichtsfach «Fremdspra-
chen» angebotenwerden könnte.
Der Französisch- und der Eng-
lischunterricht würden demnach
zusammengelegt werden. Zemp
argumentiert, dass es auf der Pri-
marstufe nicht in erster Linie um
den Erwerb vonGrammatik gehe.
Vielmehr soll ein Gefühl für frem-
deSprachen spielerisch gefördert
werden. Entsprechend ist es für
Zemp denkbar, beide Sprachen
gemeinsam zu behandeln. Zu-
dem könnten so Pensen für Fran-
zösisch und Englisch zusammen-
gelegt werden. Zempwill in seiner
Anfrage zudem wissen, ob der
Regierungsrat nochweitere Ideen
hat, um das «Fremdsprachen-
dilemma» zu lösen. (io)

Bildungskommission
ist sich nicht einig

Die vorberatendeKommissionEr-
ziehung,BildungundKultur (EBKK)
hat sich mit knapper Mehrheit
gegen die Fremdspracheninitiati-
ve ausgesprochen, wie es in einer
Mitteilung heisst. Die Mehrheit ist
also für eine Beibehaltung des
Fremdsprachenunterrichts von
Englisch und Französisch auf der
Primarstufe. Sosoll verhindertwer-
den, dass Luzern zu einer «Spra-
cheninsel» wird. Das Verschieben
der zweiten Fremdspracheauf die
Sekundarstufe würde zudem eine
Ballung der Sprachlektionen ab
dem 7. Schuljahr zur Folge haben.
Weiter werden bei einemSystem-
wechsel hohe Kosten befürchtet.
Die knappeMinderheit überzeugt
unter anderemdasArgument des
Initiativkomitees, wonach die Fä-
cher Deutsch und Mathematik
mehr Gewicht erhalten müssten,
da diese ausschlaggebend für
den beruflichen Erfolg seien. «Es
zeichnet sich eine intensive Dis-
kussion ab», sagt EBKK-Präsiden-
tin HeleneMeyer-Jenni. «Die Vor-
lage sorgt quer durch alle Frak-
tionen hindurch für geteilte
Meinungen.» (io)

Impressionen aus dem Frühfranzösisch-Unterricht in einer 6. Primarklasse. Bild: Pius Amrein (Schlierbach, 9. September 2014)
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Neuzeitjäger
Ich laufe rauf, dannwieder
runter, zwischendurchverlie-
re ichetwas dasGleichgewicht.
Mit einemwachenAuge begut­
achte ich stets die Situation.
Doch dann steht da plötzlich ein
anderer, der schneller, grösser
und kräftiger zu sein scheint.
Zwischendurch, wenn ich den
Gang rauf­ undwieder runter­
laufe, höre ich ein regelmässiges
Rattern.

Genau inderMitte zwischen
demanderenundmir erbli­
ckenwir etwa zeitgleich eine zu
eroberndeBeute, die da ist, um
eingenommen zuwerden.
Beide, der kräftigeHerr und
meineWenigkeit,machen uns
auf denWeg,wir probieren
möglichst schnell, die Beute für
uns zu gewinnen unddabei nicht
komisch aufzufallen, sodass die
anderen, die bereits ihre Beute
imSack haben, uns nicht blöde
anschauen.

DerandereHerrwar schnel-
ler. Er schautmichmit einer
triumphierendenMiene an. Ich
mussmir einen neuen Fang
suchen, denn derGedanke, ihn
zu fragen, obwir die Beute
teilen könnten, kommtmir
nicht einmal inmeinen kühns­
ten Träumen in den Sinn. Also
mache ichmichwieder auf den
Weg als Jäger und fragemich,
wie es eigentlich zu dieser
Kultur gekommen ist, dass
niemand, wirklich beinahe
niemand bereit ist, seinenCoup
mit anderen zu teilen.

DiesenCoup, eine solche
Beute, denFang – oder anders
ausgedrückt: ein leeres Abteil
imZug – gibt es leider nur allzu
selten. Dochweshalb ist dies so
ein Problem für uns?Manmuss
die Person neben den drei freien
Plätzen ja nicht gleich heiraten,
wennman sich neben sie setzt.

Hinweis
In der KolumneU 20 äussern sich
die Autoren zu von ihnen frei ge-
wählten Themen. Ihre Meinung
muss nicht mit derjenigen der
Redaktion übereinstimmen.

OlivierMeile, 18, Wauwil,
Kantischüler in Sursee
kanton@luzernerzeitung.ch

CVPEntlebuch
schert aus

Einbürgerungen Die CVP des
WahlkreisesEntlebuchempfiehlt
dem Stimmvolk die Nein­Parole
zur erleichterten Einbürgerung
vonAusländernderdrittenGene­
ration.Damit stellt sichdieWahl­
kreispartei gegen den Vorstand
derKantonalpartei, derdieseeid­
genössische Vorlage mit 28 zu
11 Stimmen zur Annahme emp­
fiehlt (Ausgabe vom Mittwoch).
Im Nationalrat sprach sich die
CVP-Fraktioneinstimmig fürdie
erleichterteEinbürgerungaus, im
Ständerat waren acht CVP-Ver­
treter dagegen. Zur Unterneh­
menssteuerreform lll und zum
Nationalstrassenfonds sagt die
CVPEntlebuchwiedieKantonal­
partei Ja. (red)
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